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I. Vorbemerkung 
 
Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hat die Landesregierung am 15. April 1999 in seiner 
17. Sitzung auf Antrag der Fraktionen der PDS und der SPD (Drucksache 3/287) aufgefordert, 
ihm im 1. Halbjahr 2000 einen umfassenden Bericht über die Wohnungslosigkeit im Land 
vorzulegen. Es wurde beschlossen, dass mit dem Bericht Aussagen über den Umfang von 
Wohnungslosigkeit in den Landkreisen und kreisfreien Städten, die Quantität und Sozialstruktur 
der Wohnungslosen (ohne Zuwanderer), die Quantität der unmittelbar von Wohnungslosigkeit 
bedrohten Haushalte und Personen (Mitteilung über anhängige Räumungsklagen) sowie die 
Unterbringung und Betreuung von Wohnungslosen getroffen werden sollten. 
 
Innerhalb der Landesregierung wurde das Sozialministerium mit der Federführung beauftragt. 
Das Ministerium für Arbeit und Bau und das Innenministerium haben für ihren Zuständigkeits-
bereich jeweils eigenständige Beiträge geliefert. In anderen Ländern wie z. B. in Schleswig-
Holstein oder Sachsen-Anhalt sind für die Erarbeitung entsprechender Berichte wissenschaft-
liche Untersuchungen vorausgegangen. Aus Zeit- und Kostengründen wurde hiervon in 
Mecklenburg-Vorpommern Abstand genommen. Die Auswertung dürfte dennoch ein 
aussagekräftiges Bild für Mecklenburg-Vorpommern bieten. Für ein Mehr an Informationen 
erscheint die Einschaltung wissenschaftlicher Institute unabdingbar. 
 
Externe landesspezifische wissenschaftliche Untersuchungen zur Wohnungslosenproblematik 
lagen der Landesregierung nicht vor. Dies bezieht sich auch auf die Ermittlung der Gründe der 
Wohnungslosigkeit. Hilfsweise wurde deshalb auf nicht landesbezogene Veröffentlichungen 
zurückgegriffen. Der Broschüre „Perspektiven kommunaler Sozialpolitik: Analysen/Forde-
rungen“, herausgegeben vom Deutschen Städte- und Gemeindebund1, lassen sich beispiels-
weise für Nordrhein-Westfalen folgende Gründe für Wohnungsnotfälle entnehmen: 
 
- Einkommensarmut (z. B. durch Überschuldung, Scheidungsfolgen etc.); 
 
- Diskrepanz zwischen Nachfrage und Angebot an Wohnungen für untere und mittlere 

Einkommensgruppen; 
 
- unzureichende Wohnungsversorgung von kinderreichen Familien, Alleinerziehenden, 

Personen, die in Scheidung oder Trennung leben, jungen Haushaltsgründern, Behinderten, 
psychisch Kranken und älteren Menschen; 

 
- Zunahme der Personen, die nicht „mietfähig“ sind. 
 

                                                 
1 Norbert Portz/Uwe Lübking, Perspektiven kommunaler Sozialpolitik, Herausgeber: Deutscher Städte- und 

Gemeindebund, GEMINI, Gesellschaft für Wissenstransfer, Düsseldorf, 1995, S. 87 ff. 
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Sicher lassen sich die Verhältnisse von Nordrhein-Westfalen nicht ungeprüft mit denen in 
Mecklenburg-Vorpommern vergleichen. Dies gilt insbesondere für das in Mecklenburg-
Vorpommern eher als vergleichsweise niedrig zu bezeichnende Mietpreisniveau. Insgesamt 
betrachtet sind in den neuen Ländern Verursachungszusammenhänge vielfach darin begründet, 
dass Wohnungsnotfälle und Wohnungslosigkeit vordergründig auch aus den Strukturverände-
rungen des Transformationsprozesses resultieren.2 
 
Um genauere Kenntnisse über Häufigkeit und Ausmaß der Wohnungslosigkeit zu erhalten, hat 
die Landesregierung an die Landkreise und kreisfreien Städte Fragebögen versandt, deren 
Rücklauf vollständig erfolgte. Ein Muster des Fragebogens ist diesem Bericht als Anlage 1 
beigefügt.  
 
Als „wohnungslos“ im Sinne der Erhebung (sowie im Übrigen auch auf der Basis der Definition 
des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge) wird betrachtet, wer weder über 
Wohneigentum, noch über mietvertraglich abgesicherten Wohnraum verfügt. Dazu gehören 
nicht Personen, die dauerhaft oder vorübergehend in stationären Einrichtungen untergebracht 
sind [z. B. stationäre Einrichtungen der Jugend-, Alten- und Behindertenhilfe sowie 
Krankenhäuser und Übergangswohnheime nach § 72 Bundessozialhilfegesetz (BSHG)]. 
Auftragsgemäß wurden durch den Fragebogen Asylbewerber, Kontingentflüchtlinge, Aus- und 
Übersiedler und Landfahrer ebenfalls nicht erfasst. 
 
In Auswertung der Fragebögen ist Folgendes festzustellen: 
 
- Die Erhebung von Daten zur Situation der Wohnungslosen durch die Landkreise und 

kreisfreien Städte ist grundsätzlich schwierig, da sich die Wohnungslosen in unterschied-
lichen Unterbringungsformen finden lassen. Zudem versorgt sich ein Teil der Wohnungs-
losen ohne staatliche Hilfe vorübergehend selbst mit einer Unterkunft und entzieht sich somit 
einer Erfassung. 

 
- Eine durch sichere Angaben unterlegte Auswertung der veranlassten Erhebung von Daten 

zur Wohnungslosigkeit bei den Landkreisen/kreisfreien Städten ist nicht möglich, weil: 
 

- die zugeleiteten quantitativen und qualitativen Daten und Informationen zur Wohnungs-
losigkeit bzw. zur drohenden Wohnungslosigkeit gar nicht oder nicht flächendeckend 
verfügbar sind. Auch sind die Kriterien für die Katalogisierung der Zustände 
(wohnungslos, von Wohnungslosigkeit bedroht, wohnungssuchend) nicht einheitlich und 
somit nicht vergleichbar; 

 
- teilweise die in den Fragebögen enthaltenen Informationslücken mit „Fantasie“ (Analo-

gieschlüsse, Hochrechnungen oder dgl.) aus anderen verfügbaren Informationsquellen 
geschlossen werden mussten; 

 
- Angaben in den Fragebögen (z. T. unter Berufung auf den Datenschutz, Daten den 

Ämtern teilweise nicht bekannt) nicht vollständig gemacht wurden, aber auch gemeldete 
Daten inkonsistent sind (z. B. Davon-Summen größer oder auch kleiner als die Gesamt-
summe); 

                                                 
2 so der Bericht Wohnungslosigkeit in Ostdeutschland, veröffentlicht in „Soziale Arbeit“ 12/99 S. 418 ff. 
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- nicht alle Gemeinden den Landkreisen eine Zuarbeit geleistet haben; 
 
- die Anzahl der Wohnungssuchenden nicht ermittelt werden konnte. In der von den 

Landkreisen und kreisfreien Städten gemeldeten Anzahl der Wohnungssuchenden wurden 
oftmals alle Bewohner einbezogen, die, aus welchen Gründen auch immer, eine Wohnung 
suchen (Anträge auf Dringlichkeitsschein, Bewohner von Obdachlosenheimen, betreutes 
Wohnen für Obdachlose, ganz „normaler“ Wohnungswechsel, weil die Wohnung zu groß 
oder zu klein ist, Lage oder Umfeld nicht mehr genehm usw.). 

 
Eine zusammenfassende Darstellung aller Fragebogenantworten ist der Anlage 2 zu entnehmen. 
 
Die Landesregierung kommt mit dem vorliegenden Bericht dem Berichtsersuchen des 
Landtages nach. 
 
Vorbehaltlich der vorgenannten Abgrenzungs- und Definitionsprobleme und Nichtmeldungen 
lassen sich die folgenden Aussagen und Tendenzen für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
ableiten. 
 
 
II. Ergebnisse der landesweiten Befragung zur Wohnungslosigkeit in Mecklenburg-

Vorpommern  
 
1. Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit Bedrohte 
 
Die Erhebung ergab 2.218 wohnungslose Personen in Mecklenburg-Vorpommern. 
 

Wohnungslose 
 

dav.: in Haushalten dav.: Einzelpersonen 

 dar.:  
mit Sozialhilfebezug 

 dar.:  
mit Sozialhilfebezug 

 dar.:  
mit Sozialhilfebezug 

2.218 385 763 99 1.455 286 

 17,4 % * 34,4 % 25,7 % 65,6 % 74,3 % 

* in % zur Gesamtsumme der Wohnungssuchenden 
 
- Bezogen auf den Stand der durchschnittlichen Bevölkerung von 1998 waren demnach 
 

- je 10.000 Einwohner 12,3 wohnungslos: die höchsten Quoten liegen in den kreisfreien 
Städten (59,2 Rostock, 21,5 Stralsund, 11,3 Neubrandenburg, 10,4  Schwerin, aber auch 
einzelne Landkreise sind betroffen, z. B. 14,7 Rügen, 8,9 Güstrow, 8,6 Mecklenburg-
Strelitz). 

- 1.455 der Wohnungslosen sind Einzelpersonen; das sind fast ²/3 der insgesamt Wohnungs-
losen. 

- je 10.000 Einpersonenhaushalte 57,1 Personen wohnungslos (in Mecklenburg-
Vorpommern gab es im April 1999 ca. 254.700 Einpersonenhaushalte3). 

                                                 
3 Statistische Berichte, Statistisches Landesamt Mecklenburg-Vorpommern, herausgegeben November 1999, 

Kennziffer S II 7 - 4j/98, Daten zur Wohnsituation in Mecklenburg-Vorpommern Microzensus April 1998 
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Im Vergleich mit dem Ergebnisbericht zur Wohnungslosigkeit in Sachsen-Anhalt4 ist 
festzustellen, dass die Quote der Wohnungslosen je 10.000 Einwohner in Mecklenburg-
Vorpommern signifikant geringer ist als in anderen untersuchten westdeutschen Bundesländern 
(1994 Hessen, je nach Größe der Kommune zwischen 43 und 63,5; 1992 Schleswig-Holstein, 
zwischen 23,2 und 62,8), aber höher als 1996 in Sachsen-Anhalt mit 6,7 bis 
30,2 Wohnungslosen je 10.000 Einwohner. Aktuellere Ergebnisse aus anderen Bundesländern 
stehen der Landesregierung nicht zur Verfügung. 
 
 
Nach der Erhebung waren 6.121 Personen in M-V von Wohnungslosigkeit bedroht. 
 

von Wohnungslosigkeit 
Bedrohte 

dav.: in Haushalten dav.: Einzelpersonen 

 dar.: 
mit Sozialhilfe- 
bezug 

 dar.:  
mit Sozialhilfe- 
bezug 

 dar.:  
mit Sozialhilfe- 
bezug 

6.121 320 5.368 265 753 55 
 5,2 % 87,7 % 82,8 % 12,3 % 17,2 % 

dar.: durch 
Räumungsklagen 

     

889 127 601 96 288 31 
4,5 % 13,9 % 67,6 % 75,6 % 32,4 % 24,4 % 

dar.: wegen 
Mietrückständen 

     

4.423 145 3.996 129 427 16 
72,3 % 3,3 % 90,4 % 89,0 % 9,6 % 11,0 % 

 
 
Bezogen auf den Stand der durchschnittlichen Bevölkerung von 1998 waren demnach von 
10.000 Einwohnern 33,9 von Wohnungslosigkeit bedroht. Die höchsten Quoten liegen bei den 
 
- kreisfreien Städten Stralsund 517,1; Schwerin 66,0; Neubrandenburg 32,7; Greifswald 27,0; 

Wismar 26,6; 
 
- Landkreisen Mecklenburg-Strelitz 22,7; Uecker-Randow 21,9; Nordvorpommern 18,9; 

Demmin 17,9. 
 
Es zeigt sich - im Gegensatz zur Erhebung der Wohnungslosen -, dass der größte Anteil der von 
Wohnungslosigkeit Bedrohten in Mehrpersonen-Haushalten (87,7 %) lebt. Ein hoher Anteil der 
Betroffenen sind Kinder. 
 
Die Ursache für diese belasteten Mietverhältnisse könnte in der Entstehung von Mietschulden 
(vor dem Hintergrund geringer Haushaltseinkommen und steigender Wohnkosten) begründet 
sein. Tatsächlich wird den gemeldeten Daten entnommen, dass Mietschulden zu rd. 72 % 
Anlass des drohenden Wohnungsverlustes sind. 

                                                 
4  Busch-Geertsma, Volker; Rufstrat, Ekke-Ulf, Wohnungslosigkeit in Sachsen-Anhalt, Bielefeld, VSH Verlag 

Soziale Hilfe GmbH, 1997 
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Es darf nicht übersehen werden, dass unterschiedliche Auffassungen in Gemeinden darüber 
bestehen, welche Fälle unter „drohender Wohnungslosigkeit“ zu subsumieren sind.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass 
 
- Haushalte mit Mietschulden, die zu Räumungsklagen führen können, ohne dass bisher 

tatsächlich Klage eingereicht wurde, 
- räumungsbeklagte Haushalte, 
- Haushalte, für die ein noch nicht vollstreckter Räumungstitel vorliegt, 
 
immer einberechnet worden sind.  
 
Bei einzelnen über dem Durchschnitt liegenden Wohnungsnotfallquoten ist zu vermuten, dass 
auch andere Notfälle einbezogen wurden, z. B. wenn sich verschuldete Haushalte um Hilfe an 
das Sozialamt gewandt haben, ohne dass eine konkrete Bedrohung des Mietverhältnisses vorlag.  
 
 
2. Für die Versorgung von Wohnungsnotfällen vorgehaltene Wohnungen 
 
durch Kommunen für 

Wohnungslose 
vorgehaltene 
Wohnungen 

von der Kommune 
selbst vorgehaltene 

WE 

anderweitig durch 
Belegungsrechte 
gesicherte WE 

anderer 
Wohnraum 

    
3.143 231 2.887 25 

 7,3 % 91,9 % 0,8 % 
 
Bei der Einschätzung dieses Ergebnisses ist zu beachten, dass ein bloßer Vergleich dieser 
vorgehaltenen Wohnungen zu den in Wohnungsnot befindlichen Personen kein reales Bild 
widerspiegelt. Zum einen erfolgte von zwei Dritteln der kreisfreien Städte keine Meldung und 
zum anderen ist die von einem Landkreis gemeldete Anzahl von 1.534 Wohnungen nicht 
zweifelsfrei. Für die Unterbringung obdachloser Haushalte stehen über die von den Gemeinden 
für diesen Personenkreis vorgehaltenen Wohnungen hinaus, grundsätzlich alle Wohnungen des 
Wohnungsmarktes, sofern sie frei und belegbar sind, zur Verfügung.  
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3. Unterbringung Wohnungsloser in 1998 
 

Personen Haushalte Einzelpersonen 
insgesamt Anzahl  

der Haushalte 
Personen  

in Haushalten 
Personen 

1.435 * 312 516 * 919 * 
  35,9 % 64,1 % 
dav. eigens für diesen Zweck 
vorgehaltene WE 

   

143 20 52 91 
dav. in Mietwohnungen    
425 175 225 200 
dav. durch Zwangsbelegung    
126 29 91 35 
dav. sonst. Unterbringung    
764 117 171 593 
* gemeldete Daten sind inkonsistent und nicht zu bereinigen; 
 
 
4. Ambulante Hilfe nach dem BSHG für Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit 

Bedrohte in 1998 
 
 

Ambulante Hilfe nach dem 
BSHG im Jahre 1998 

Personen 
gesamt 

Haushalte Einzel- 
personen 

  Anzahl der 
Haushalte 

Anzahl der 
Personen in 
Haushalten 

 
Anzahl 

     
Hilfe nach § 15 a BSHG  
Gesamtbetrag: 1.633 TDM 

2.503 947 2.152 351 

     
ambulante Hilfe nach § 72 
BSHG 
nur Fälle wegen Wohnungs-
losigkeit 
Gesamtbetrag: 755 TDM 

383 103 156 227 
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Folgende Landkreise und kreisfreie Städte haben keine Angaben gemacht: 
 
- ambulante Hilfe nach § 15a BSHG: 

- Hansestadt Rostock 
- Landkreis Nordwestmecklenburg 

 
 
- ambulante Hilfe nach § 72 BSHG: 

- Hansestadt Rostock 
- Stadt Neubrandenburg 
- Landkreis Mecklenburg-Strelitz 

 
 
Unter dessen Beachtung lassen sich folgende Aussagen machen: 
 
- Das Verhältnis der Anzahl der Haushalte zur Anzahl der Einzelpersonen, die Hilfe nach 

§ 15a BSHG erhalten, beträgt 3 : 1. 
 
- Es ist eine Zunahme der Fallzahlen (der Haushalte wie der Einzelpersonen) von den 

westlichen zu den östlichen Landesteilen zu beobachten. 
 
- Dies gilt auch hinsichtlich des Anstiegs der Fallzahlen der ambulanten Hilfe nach § 72 

BSHG.  
 
- In den Landkreisen spielt die ambulante Hilfe für Einzelpersonen eine zahlenmäßig größere 

Rolle als die ambulante Hilfe für Haushalte; bei den kreisfreien Städten ist es umgekehrt. 
 
 
5. Kommunale Programme und Vorhaben 
 
Folgende kommunale Programme wurden gemeldet: 
 
Landkreis Ludwigslust: - Präventionsarbeit durch die Interessengemeinschaft 

„Obdachlosenbetreuung“ 
  

Landkreis  
Nordvorpommern: 

- 10 Kommunen haben Beschlüsse gefasst hinsichtlich 
kommunaler Förderprogramme zur Vermeidung von 
Wohnungslosigkeit  

- die Stadt Marlow und die Ämter Darß/Fischland, Barth-Land, 
Bad Sülze, Abtshagen und die Gemeinde Zingst haben ein 
Projekt für ein Übergangshaus in Bad Sülze erarbeitet 

- im Amtsbereich Kronskamp werden derzeit zwei Objekte für 
ein Obdachlosenheim geprüft 

- mehrere Kommunen fassten Beschlüsse zur Vorhaltung von 
Schlichtwohnungen bzw. zum Kauf von Containern 
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Landkreis  
Ostvorpommern: 

- für das Jahr 2000 geplant 
 

  

Neubrandenburg: - „Konzept zur Vermeidung bzw. Minderung von Wohnungs-
losigkeit“ vom 07.11.96 

 
  

Schwerin: - Alle wohnfähigen Obdachlosen bzw. von Obdachlosigkeit 
Bedrohten können mit belegungsgebundenem Wohnraum 
versorgt werden. 

 
  

Wismar: - zur Vermeidung von Obdachlosigkeit: Bündelung der 
Aufgaben des Ordnungsamtes mit dem Wohnungswesen und 
der Schuldnerberatung 

- Hoffburg Trainingswohnen 
 
Darüber hinaus sind 71 kommunale Vorhaben zur Schaffung von Wohneinheiten für 
Wohnungslose vorgesehen, von denen sich 38 bereits in der Ausführung befinden. Viele 
Kommunen haben ausdrücklich darauf hingewiesen, dass eine gute Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Wohnungsunternehmen besteht, die eine schnelle Versorgung von mietfähigen 
Wohnungslosen gewährleisten. 
 
 
6. Wohnungssuchende am 30. Juni 1999 
 

Wohnungssuchende am  
30. Juni 1999 

Haushalte Einzelpersonen 

Personen 
gesamt 

Anzahl der 
Haushalte 

Personen in 
Haushalten 

Personen 

    

8.517 3.825 5.720 2.797 
  67,2 % 32,8 % 

 
Die von den Landkreisen und kreisfreien Städten gemeldete Anzahl der Wohnungssuchenden 
schließt nicht nur Wohnungsnotfälle ein. Vielmehr wurden sowohl Not- und Dringlichkeitsfälle 
(Anträge auf Dringlichkeitsschein, Bewohner von Obdachlosenheimen, betreutes Wohnen für 
Obdachlose) als auch andere Fälle einbezogen, in denen z. B. Mieter und andere Personen eine 
Wohnung suchen, ohne dass die Dringlichkeit eine Rolle spielte („normaler“ Wohnungs-
wechsel, weil die Wohnung zu groß oder zu klein ist, Lage oder Umfeld nicht mehr genehm 
u. dgl.). 
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7. Prävention gegen Wohnungsverlust 
 
Der Prävention kommt große Bedeutung zu, weil so neben dem eigenverantwortlichen Handeln 
des Betroffenen die Wohnungslosigkeit von vornherein abgewendet werden kann. Rechtzeitiges 
und zielgerichtetes Eingreifen kann verhindern, dass sich die wirtschaftlichen Probleme der 
betroffenen Haushalte verfestigen und aufwendige soziale Maßnahmen erforderlich werden. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die zuständigen Stellen Kenntnis über bedrohte 
Wohnverhältnisse erhalten, dass sie über entsprechende Kompetenzen verfügen, um die 
notwendigen Schritte durchführen zu können und dass diese Hilfen die Betroffenen auch 
erreichen. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich nicht alle von Wohnungs-
losigkeit bedrohten Haushalte an die zuständigen Stellen wenden und um Hilfe und 
Unterstützung nachfragen.  
 
 
8. Zwangsräumungen durch Gerichtsvollzieher 
 
Den bei den Gerichten geführten Statistiken sind für Mecklenburg-Vorpommern keine Angaben 
über Räumungsklagen im Zusammenhang mit drohender Wohnungslosigkeit zu entnehmen. 
Lediglich die Gerichtsvollzieherstatistik enthält Angaben über die durchgeführten Räumungen. 
Für das Jahr 1998 ergibt sich nach den statistischen Daten des Justizministeriums folgende 
Übersicht (nach Einzugsbereichen der Landgerichte): 
 
 
Zwangsräumungen durch Gerichtsvollzieher 1998 
 

 Neubrandenburg Rostock Schwerin Stralsund gesamt 
      

Januar 16 28   7 13 64 
Februar 10 16 11 16 53 
März 11 20 13 25 69 
April 11 28 20 14 73 
Mai   9 10 13 12 44 
Juni 18 41 13   9 81 
Juli 11 18 15 14 58 
August 17 19 20 10 66 
September 23 25 27 15 90 
Oktober 12 16 26 34 88 
November 13 25 31 20 89 
Dezember 14 13 19 17 63 
gesamt: 165 259 215 199 838 
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9. Exkurs: Medizinische Versorgung wohnungsloser Menschen 
 
Die Gesundheitsministerkonferenz (GMK) hat sich anlässlich ihrer 71. Sitzung im Jahr 1998 
ausgehend von einer Umfrage in den Ländern mit der Thematik der medizinischen Versorgung 
wohnungsloser Menschen beschäftigt. Im Beschluss der Gesundheitsministerkonferenz wird 
festgestellt, dass in allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland durchaus Defizite in der 
gesundheitlichen Situation dieser Menschen zu verzeichnen sind, die durch das eigentlich 
zuständige Versorgungssystem (niedergelassene Ärzte, Krankenhäuser) allein nicht 
ausgeglichen werden können. Die GMK kommt zu der Schlussfolgerung, dass zur Verbesserung 
der gesundheitlichen Situation interdisziplinäre Handlungskonzepte mit niedrigschwelligen 
Angeboten sowie aufsuchende ambulante Hilfen erforderlich sind. Dies erfordert eine enge 
Zusammenarbeit verschiedenster Bereiche und Institutionen, so z. B. des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes, der Sozialämter, der niedergelassenen Ärzte sowie der Krankenhäuser in 
der jeweiligen Region.  
 
Im Zusammenhang mit der Befassung der GMK hat das Sozialministerium 1997 und 1999 zu 
dieser Thematik Umfragen bei den Gesundheitsämtern des Landes durchgeführt. Die 
Aussagekraft der Zuarbeiten der Gesundheitsämter war dabei ebenfalls sehr unterschiedlich. 
Hinzu kommt, dass die Definition der Wohnungslosigkeit im Rahmen der GMK-Befassung 
nicht deckungsgleich mit dem Landtagsantrag auf der Drucksache 3/287 ist. Zusammenfassend 
lassen sich folgende Aussagen zur Situation im Lande treffen: 
 
Vom Grundsatz her ist die ambulante medizinische Versorgung Wohnungsloser durch 
niedergelassene Ärzte gesichert. Es sind keine Fälle bekannt geworden, dass Wohnungs- bzw. 
Obdachlose von Arztpraxen abgewiesen wurden. Aus allen Landkreisen bzw. kreisfreien 
Städten wird berichtet, dass niedergelassene Ärzte bei Bedarf auch Hausbesuche in den 
Einrichtungen für Obdachlose durchführen. Die stationäre Versorgung erfolgt in den 
Krankenhäusern der jeweiligen Region sowie bei Pflegebedürftigkeit auch in entsprechenden 
Pflegeheimen.  
 
Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Belange der Hygiene - § 9 des Gesetzes über den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst Mecklenburg-Vorpommern (ÖGDG M-V) - führen die 
Gesundheitsämter aller Landkreise und kreisfreien Städte Kontrollen zur hygienischen Situation 
in Obdachlosenunterkünften durch. 
 
Nach wie vor ist festzustellen, dass Betroffene trotz bestehender behandlungsbedürftiger Leiden 
teilweise nicht von sich aus zum Arzt finden. Präventiv-medizinische Angebote, wie z. B. 
Vorsorgeuntersuchungen oder Impfungen, werden so gut wie gar nicht in Anspruch genommen. 
Soweit Gesundheitsstörungen offensichtlich werden, bemühen sich die Mitarbeiter der 
Gesundheitsämter, der Sozialämter sowie das Personal der Obdachlosenunterkünfte 
Arztbesuche zu organisieren. Teilweise werden die betroffenen Personen zum Arzt begleitet. 
Insbesondere die sozialpsychiatrischen Dienste der Gesundheitsämter sind in die Betreuung 
dieses Personenkreises integriert (u. a. Psychiatrische Krisenintervention und Beratung zur 
Suchtproblematik). 
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Durch die mangelnde Inanspruchnahme von medizinischen Vorsorge- und Behandlungsange-
boten, verbunden mit der spezifischen Lebensweise dieser Menschen, die u. a. gekennzeichnet 
ist durch unzureichende Ernährung verbunden mit Alkoholabusus und eventuell anderen 
Drogen, ist auch in Mecklenburg-Vorpommern ein insgesamt schlechter Gesundheitszustand 
dieser Bevölkerungsgruppe festzustellen. Die Möglichkeiten der Einflussnahme der Strukturen 
des Gesundheitswesens sind insbesondere auch aufgrund mangelnder Einsicht der Betroffenen 
in die Notwendigkeit der Änderung ihrer Lebensweise sowie die Behandlung bestehender 
Gesundheitsstörungen relativ begrenzt. Interdisziplinäre Handlungskonzepte mit niedrig-
schwelligen Angeboten sowie aufsuchende ambulante Hilfen sind zukünftig sicher im Rahmen 
eines integrativen Handlungskonzeptes unter Einbeziehung der Gesundheitsämter erreichbar.  
 
 
10. Zusammenfassung 
 
Insgesamt betrachtet lassen sich folgende Ergebnisse ableiten: 
 
- Trotz der sehr unterschiedlichen Qualität der Antworten der Kreise und kreisfreien Städte 

kann aufgrund der Leerstände die Feststellung getroffen werden, dass von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, Wohnraum ausreichend vorhanden ist. Ordnungsbehördliche 
Zuweisungen (vgl. Ziffer III 8) von Wohnraum gegen den Willen der Betroffenen sind die 
Ausnahme. 

 
- Dennoch sollten die Kommunen nach Möglichkeiten suchen, die absolute Anzahl der 

Zwangsräumungen durch geeignete Maßnahmen zu reduzieren. 
 
- Die Wohnungslosigkeitsproblematik ist in den östlichen Landesteilen ausgeprägter als in 

den westlichen Landesteilen. Da auch die Arbeitslosenzahlen im Land die gleiche Tendenz 
aufweisen, liegt die Vermutung nahe, dass hier ein Zusammenhang besteht. 

 
- Oftmals sind Bevölkerungskreise von Wohnungslosigkeit bedroht, die (noch) nicht im 

Sozialhilfebezug stehen.  
 
- Durch Sozialhilfe- bzw. Wohngeldbezug kann der Erhalt des Wohnraums gesichert werden. 
 
- Tendenziell ist den Erhebungsbögen zu entnehmen, dass Hilfen nach § 15a BSHG 

insbesondere für Familien greifen. Im Ergebnis bedeutet dies, dass Familien mit Kindern 
sowie Alleinerziehende (letztere dürften vor allem Frauen sein) im Bedarfsfall mit Wohn-
raum versorgt werden können.  

 
- Es sind mehr Einzelpersonen als Haushalte tatsächlich wohnungslos. 
 
- Dort wo durch kommunale Fachstellen (wie z. B. in Stralsund) Beratung und Hilfen 

angeboten werden, ist sowohl die Prävention als auch die zügige Versorgung mit Wohn-
raum in Notfällen zu verzeichnen. 
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- Im Rahmen der Vermittlung von Hilfe zur Selbsthilfe durch Tagesstätten nach § 72 BSHG 

kann bei Problemfällen auf das Ziel der Wiedererlangung der Mietfähigkeit hingewirkt 
werden. 

 
- Zahlreiche Kreise und kreisfreie Städte haben kommunale Wohnungsprogramme aufgelegt. 

Dies ist ein Beleg dafür, dass konkrete Maßnahmen vor allem auf kommunaler Ebene zu 
entwickeln und umzusetzen sind. Nur so kann regional unterschiedlichen Erfordernissen 
Rechnung getragen werden. 

 
- Die medizinische Versorgung ist dem Grunde nach gesichert, wenn die Betroffenen von sich 

aus bereit sind, am Behandlungserfolg mitzuwirken. 
 
 
III. Berichtsrelevante Rechtsgrundlagen sowie Maßnahmen der Landesregierung zur 

Vermeidung und Behebung von Wohnungslosigkeit 
 
1. Allgemeines 
 
Vielfältige Rechtsbestimmungen des Bundes, des Landes und der Kommunen betreffen die 
berichtsrelevanten Bereiche. Grundlagen für die jeweiligen Regelungen sind das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland, die Landesverfassung für Mecklenburg-Vorpommern auf 
Landesebene sowie die Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern für die Landkreise, 
Städte und Gemeinden.  
 
Die verfassungsrechtlichen Bestimmungen bilden nicht nur Richtschnur für die jeweiligen 
Legislativgremien, sondern haben auch unmittelbare Wirkung für Rechte und Pflichten aller 
Bürgerinnen und Bürger sowie für das Handeln öffentlicher Verwaltungen einschließlich der 
Körperschaften des öffentlichen Rechts.  
 
Im Grundgesetz und auch in der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist das 
Sozialstaatsprinzip ausdrücklich verankert. Soziale Hilfe und Fürsorge sollen danach dem Ziel 
dienen, dass alle Bevölkerungsgruppen ihr Leben gleichberechtigt und eigenverantwortlich 
gestalten können. 
 
Obwohl Artikel 17 Ziffer 3 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bestimmt, 
dass Land, Gemeinden und Kreise im Rahmen ihrer Zuständigkeit darauf hinwirken, dass jedem 
angemessener Wohnraum zu sozial tragbaren Bedingungen zur Verfügung steht, ist der 
bisherigen Verfassungsgerichtsrechtsprechung der Länder (Bayern und Brandenburg) in Bezug 
auf Wohnungslose zu entnehmen, dass entsprechende Verfassungsbestimmungen lediglich als 
Programmsätze (Staatsziele) zu qualifizieren sind, die sich an den Gesetzgeber richten, aber 
dem einzelnen Wohnungslosen keine unmittelbaren Rechte einräumen. 
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Das kommunale Verfassungsrecht Mecklenburg-Vorpommern legt die Aufgaben des eigenen 
Wirkungskreises der Kommunen zur Gestaltung der Gemeindeentwicklung fest. Hierzu gehören 
u. a. die Bauleitplanung, der Denkmalschutz, die Gewährung des örtlichen öffentlichen 
Personennahverkehrs, die Versorgung mit Energie und Wasser, die Abwasserbeseitigung und 
-reinigung, der öffentliche Wohnungsbau sowie die gesundheitliche und soziale Betreuung. 
 
Dies vorausgeschickt, soll sowohl der Wohnungsbestand betrachtet als auch auf die für 
Wohnungslose besonders wichtigen Rechtsgrundlagen bzw. Maßnahmen eingegangen werden. 
 
 
2. Förderung der Neuschaffung von Wohnungen sowie der Modernisierung und 

Instandsetzung des Wohnungsbestandes 
 
Für einen funktionsfähigen Wohnungsmarkt muss ein ausreichendes Angebot an Wohnungen 
vorhanden sein. Nach einer Erhebung des Statistischen Landesamtes vom 31.12.1998 zur 
Wohnsituation in Mecklenburg-Vorpommern betrug der Gesamtwohnungsbestand rund 813.000 
Wohnungen. 
 
Eine wichtige Aufgabe der Wohnungspolitik in Mecklenburg-Vorpommern nach 1990 war es, 
den vorhandenen Wohnungsbestand durch Instandsetzung und Modernisierung dauerhaft zu 
erhalten und das Wohnungsangebot durch angemessenen Neubau zu vergrößern. Bis 1999 
wurden über 4,8 Milliarden DM an Förderungsmitteln für den Wohnungsbau bereitgestellt. 
Damit wurden rd. 564.000 Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an Bestands-
wohnungen und die Schaffung von rd. 30.000 Neubauwohnungen, darunter mehr als 9.000 
Mietwohnungen, ermöglicht.  
 
Der Erfolg dieser Förderungspolitik ist deutlich sichtbar. Das zeigen nicht nur die Ergebnisse 
der letzten Wohnungs- und Gebäudezählung, sondern auch die neueren fortgeschriebenen 
Zahlen des Statistischen Landesamtes, die ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen der Zahl der 
Haushalte und der verfügbaren Wohnungen widerspiegeln, auch wenn regional teilweise noch 
Engpässe bei preiswerten Wohnungen bestehen. 
 
Der Wohnungsbau hat für die Politik der Landesregierung eine hohe Priorität. Die Schwer-
punkte liegen in der Erhöhung der Angebote für altengerechtes Wohnen mit Betreuungsange-
boten für ältere Menschen und Behinderte und in der bedarfsgerechten Modernisierung der 
Plattenbauwohnungen unter Einbeziehung des Wohnumfeldes. 
 
Die demografische Entwicklung im Land zeigt, dass die Zahl der älteren Menschen weiter 
zunehmen wird (1993 waren ca. 17 % der Bevölkerung über 60 Jahre alt, 1998 waren es bereits 
21 %). Es muss davon ausgegangen werden, dass noch zu wenig altengerechte Wohnungen mit 
Betreuungsangebot zur Verfügung stehen, die durch Gestaltung und Ausstattung, verbunden mit 
flexiblen und bedarfsorientierten Betreuungs- und Pflegeangeboten, älteren Menschen ein 
eigenständiges Wohnen bis ins hohe Alter ermöglichen. Im Rahmen des Mietwohnungsbaus 
werden deshalb seit 1998 ausschließlich altengerechte Wohnungen mit Betreuungsangeboten 
gefördert. 
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Fast jeder dritte Haushalt in Mecklenburg-Vorpommern wohnt in einer Plattenbauwohnung. 
Damit haben die Großwohnsiedlungen für die Wohnungsversorgung der Bevölkerung eine 
Bedeutung, wie in keinem anderen Flächenland. Von den rund 295.000 Wohnungen in 
Plattenbauten und Hochhäusern sind bisher rund 70 % instand gesetzt und modernisiert.  
 
 
3. Förderung von Wohnraum für Obdachlose5 
 
Von 1996 bis 1999 wurden insgesamt 9,43 Mio. DM für die Schaffung von rund 
240 Wohnungen für Obdachlose und von Obdachlosigkeit Bedrohte bereitgestellt.  
 
Gefördert wird die Schaffung von Wohnungen durch Neubau, Ausbau und Erweiterung 
bestehender Gebäude sowie durch die Beseitigung bauschadensbedingter Wohnungsleerstände. 
 
Antragsberechtigt sind Gemeinden oder Wohnungsunternehmen mit gemeindlicher Beteiligung. 
Die Baukostenzuschüsse können bis zu 50 v.H. der anerkannten Gesamtkosten der Wohnung 
betragen, jedoch nicht mehr als folgende Förderungspauschalen: 
 
 
Wohnungsgröße m2 Wohnfläche Kostenzuschuss je Wohnung 
_____________________________________________________________ 
 
bis unter 50 m² 30.000 DM 
von über 50 bis unter 65 m² 40.000 DM 
von über 65 bis unter 85 m² 50.000 DM. 
 
 
Die Wohnungen sind für die Dauer von mindestens fünfzehn Jahren für die Unterbringung von 
Obdachlosen vorzuhalten. Soweit die Gemeinde nicht selbst Eigentümerin der geförderten 
Wohnungen ist, wird ihr das Wohnungsbelegungsrecht zur Unterbringung Obdachloser 
eingeräumt.  
 
Wohnungen für Obdachlose sind „normale“ Wohnungen. Gefördert werden Wohnungen, die 
der jeweiligen Haushaltsgröße der zu versorgenden Menschen entsprechen. Dabei erfüllen die 
Wohnungen die für die Förderung von Mietwohnungen maßgeblichen Normen. 
 

                                                 
5 Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen des Landes Mecklenburg-Vorpommern für die 

Bereitstellung von Wohnraum für Obdachlose (ObdRL) vom 11. März 1996 (AmtsBl. M-V S. 332); zuletzt 
geändert durch Erlass vom 10. Februar 1998 (AmtsBl. M-V S. 302) 
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4. Landesfamilienprogramm zur Erhaltung von Wohneigentum für unverschuldet in 

Not geratene Familien6 
 
Durch unvorhergesehene Umstände - insbesondere langanhaltende Krankheit/Arbeitslosigkeit 
oder durch Tod des Haushaltsvorstandes - können wesentliche Einkommensteile ausfallen und 
damit Familien in erhebliche wirtschaftliche Not bis hin zum Wohnungsverlust geraten. Ein 
Anliegen der Landesregierung ist es, unverschuldet in Not geratenen Familien zu helfen und das 
Wohneigentum zu erhalten, wenn die Aufwendungen nicht mehr tragbar sind.  
 
Dabei dienen die Zuwendungen im Bedarfsfall der Nach- oder Umfinanzierung von 
selbstgenutzten Familienheimen/Eigentumswohnungen, damit unter Berücksichtigung von 
möglichen öffentlichen Leistungen nachhaltig tragbare Lasten aus der Wohneigentumsfinanzie-
rung erreicht werden. 
 
Von 1996 bis heute konnten 12 Familienheime durch die Gewährung von 473 TDM 
Förderungsmitteln erhalten und somit ein drohender Wohnungsverlust mit all seinen negativen 
Folgen abgewendet werden.  
 
 
5. Wohngeld - Mieten 
 
Aufgrund der vielschichtigen Ursachen der Wohnungs- bzw. Obdachlosigkeit kann das 
Wohngeld auch nur in begrenzter Weise unterstützend bei deren Bekämpfung wirken. 
 
Wohngeld wird nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) zur wirtschaftlichen Sicherung 
angemessenen und familiengerechten Wohnens nur auf Antrag gewährt. Der Gesetzgeber hat 
den Personenkreis benannt, der einen Wohngeldantrag stellen kann. Das sind Personen, die 
Wohnraum tatsächlich bewohnen und dafür die Belastungen zu tragen haben. Diese 
Voraussetzungen sind bei Obdachlosen nicht erfüllt, da sie in der Regel keinen Wohnraum 
bewohnen und keine Miete zahlen. 
 
Es genügt also nicht, dass jemand überhaupt „ein Dach über dem Kopf“ hat, sondern die 
Unterbringung muss bestimmte Mindestanforderungen erfüllen, um als Wohnraum zu gelten. So 
sind Notunterkünfte aller Art, wie Schlafstellen, Sammellager, Schulen, Turnhallen, 
Wohnwagen, Zelte, Geschäfts- und Lagerräume, nicht als Wohnraum anzusehen. Nur 
ausnahmsweise kommt bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen eine Wohnraumeigenschaft 
von Beherbergungsbetrieben (Hotels, Pensionen), Übergangsheimen oder Frauenhäusern in 
Betracht. Neben einer gewissen Dauerhaftigkeit des Aufenthalts (mindestens ein Monat) ist 
z. B. weitere Voraussetzung, dass ein eigenes häusliches Wirtschaften (eigene Essenszuberei-
tung) möglich ist. Behausungen mit völlig unzureichendem Bau- und Ausstattungsstandard 
sowie Behelfsunterkünfte und andere Provisorien sind damit praktisch von vornherein aus dem 
Anwendungsbereich des Wohngeldgesetzes herausgenommen.  
 

                                                 
6 Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen zur Erhaltung von Wohneigentum für unverschuldet in 

Not geratene Familien (Landesfamilienprogramm - EWF RL -) vom 25. September 1995 (AmtsBl. M-V 
S. 1001); zuletzt geändert durch Erlaß vom 31. Januar 1996 (AmtsBl. M-V S. 332) 
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6. Hilfen zur Erlangung bzw. Erhaltung der Wohnung nach § 15a BSHG 
 
Zur Vermeidung bzw. Minderung der Wohnungsnotfallproblematik trägt neben der 
Wohnungspolitik, dem Miet- und Wohngeldrecht im Einzelfall der Einsatz von sozialhilfe-
rechtlichen Instrumenten bei. Hier öffnet insbesondere § 15a BSHG dem örtlichen Sozialhilfe-
träger die Möglichkeit, in Notsituationen Hilfen zu gewähren. Die Hilfeleistung ist nicht 
gebunden an die sonstigen Bestimmungen, die die Gewährung von Hilfe zum Lebensunterhalt 
voraussetzt. Dabei kann insbesondere auch die Übernahme von Schuldverpflichtungen aus 
Mietverhältnissen in Frage kommen.  
 
Nach der durch das BSHG-Reformgesetz 1996 eingefügten Regelung des § 15a Abs. 1 Satz 3 
BSHG soll die Hilfe an den Vermieter oder an andere Empfangsberechtigte gezahlt werden, 
wenn die zweckentsprechende Verwendung der Hilfe durch den Hilfesuchenden nicht 
sichergestellt ist; der Zustimmung des Hilfesuchenden bedarf es dazu nicht. Der Träger der 
Sozialhilfe kann somit zu übernehmende Schulden des Hilfesuchenden grundsätzlich 
unmittelbar an dessen Gläubiger bezahlen, also beispielsweise Mietschulden an den Vermieter 
und Schulden für Energie an das jeweilige Unternehmen, sobald Anhaltspunkte vorliegen, dass 
der Hilfesuchende die Hilfe bei direkter Auszahlung nicht zweckentsprechend verwenden 
würde. Liegen Anhaltspunkte für eine zweckfremde Verwendung dagegen nicht vor, ist ohne 
Billigung des Hilfeempfängers eine Auszahlung der Hilfe an den Gläubiger grundsätzlich nicht 
zulässig. Es obliegt den örtlichen Sozialämtern in Kenntnis der spezifischen Problemlage von 
dem gesetzlichen Instrumentarium angemessen Gebrauch zu machen.  
 
 
7. Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten nach § 72 BSHG 
 
Nachrangig gegenüber den sonstigen Hilfearten der Sozialhilfe enthält § 72 BSHG ein 
zusätzliches Hilfeangebot für Personen, die den steigenden Anforderungen der gesellschaft-
lichen Realität nicht gewachsen sind. Mit der Einführung dieser Hilfe wurde der Tatsache 
Rechnung getragen, dass in der Sozialarbeit mit sogenannten Randgruppen die allgemeinen 
Hilfeangebote der Sozialhilfe oft nicht ausreichen. Personen, bei denen besondere Lebensver-
hältnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind, ist Hilfe zur Überwindung dieser 
Schwierigkeiten zu gewähren, wenn sie aus eigener Kraft hierzu nicht fähig sind. Die Begriffe 
besondere Lebensverhältnisse und soziale Schwierigkeiten sind weit auszulegen. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass es sich um Problemlagen gravierender Natur zu handeln hat, die 
deutlich über das Maß allgemeiner Problemlagen hinausgehen.  
 
Wohnungslosigkeit ist hier nur ein Aspekt. Primär richtet sich die Hilfe nach § 72 BSHG nicht 
ausschließlich an Wohnungslose.  
 
Die Hilfe nach § 72 BSHG umfasst alle Maßnahmen, die notwendig sind, um die Schwierig-
keiten abzuwenden, zu beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten. Dies 
sind vor allem Beratung und persönliche Betreuung für den Hilfesuchenden und seine 
Angehörigen, Hilfen zur Ausbildung, Erlangung und Sicherung eines Arbeitsplatzes sowie 
Maßnahmen zu der Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung. Zur Durchführung der 
erforderlichen Maßnahmen ist in allen Fällen ein Gesamtplan zu erstellen.  
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Die Hilfe wird ohne Rücksicht auf Einkommen und Vermögen gewährt, soweit im Einzelfall 
persönliche Hilfe erforderlich ist; im Übrigen ist Einkommen und Vermögen der in § 28 BSHG 
genannten Personen (Personenkreis der Anspruchsberechtigten der Hilfe in besonderen 
Lebenslagen nach dem BSHG) nicht zu berücksichtigen sowie von der Inanspruchnahme nach 
bürgerlichem Recht Unterhaltspflichtiger abzusehen, soweit dies den Erfolg der Hilfe gefährden 
würde. Die Hilfe nach § 72 BSHG kann ambulant, teilstationär und stationär gewährt werden.  
In der nachstehenden Übersicht sind die Tagesstätten (TAS) nach § 72 BSHG aufgelistet: 
 
Tagesstätten nach § 72 BSHG 
 

Region Träger Plätze 
   

Greifswald Diakonie 20 
Neubrandenburg Arbeiter-Samariter-Bund 30 
Rostock/Güterbahnhof Diakonie 25 
Schwerin, Gr. Wasserstr. Caritas 45 
Stralsund Diakonie 24 
Wismar Diakonie 18 
Demmin/Malchin Diakonie 20 
Güstrow/Bützow Diakonie 18 
Ludwigslust Diakonie 20 
Waren, Müritz Diakonie 15 
Anklam/Wolgast Caritas 18 
Parchim Diakonie 15 

 
Gesamt: 12 Einrichtungen    268 Plätze 
Stichtag: 30.06.1999 
 
Daneben werden Plätze in Übergangswohnheimen nach § 72 BSHG vorgehalten. Die 
Verteilung auf das Land ergibt sich wie folgt: 
 
 
Übergangswohnheime nach § 72 BSHG 
 

Region Träger Plätze 
   

Gahlkow, OVP DRK 33 
Schwarzenpfost, Bad Doberan Diakonie 30 
Schwerin, F.-Schultz-Str. Diakonie 19 
Serrahn, Güstrow Diakonie 20 
Zahren, Müritz Blaues Kreuz 25 
Zühr, Ludwigslust Caritas 20 
Zühr (Langzeitwohnen) Caritas 10 
Zühr (Außenwohngruppe) Caritas  4 

 
Gesamt: 8 Einrichtungen 161 Plätze 
Stichtag: 30.06.1999 
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Inhaltliche Abgrenzungen zwischen der ambulanten, teilstationären bzw. stationären Hilfe nach 
§ 72 BSHG sind dem als Anlage 3 beigefügten Erlass der Sozialabteilung des Sozialministeri-
ums aus dem Jahre 1998 zu entnehmen. Für die Betreuung bzw. die Unterbringung in 
Tagesstätten sowie Übergangswohnheimen hat das Land im Haushaltsjahr 1998 rd. 4,9 Mio. 
DM an Sozialhilfemitteln aufgewandt. Tagesstätten sowie Übergangswohnheime nach § 72 
BSHG haben 1998 landesseitig für Investitionsmaßnahmen Förderungen in einer Größenord-
nung von 290 TDM erhalten. Außerdem wurden im gleichen Haushaltsjahr für ambulante 
soziale Maßnahmen rd. 186 TDM an Verbände der Freien Wohlfahrtspflege ausgereicht, um 
nach dem Grundsatz „ambulant vor stationär“ zusätzliche finanzielle Anreize zu geben.  
 
 
8. Ordnungsrechtliche Maßnahmen 
 
Wohnungslosigkeit wird heute zunehmend nicht mehr als Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung angesehen, sondern vielmehr als soziales, den Regeln der Sozialhilfe und der 
öffentlichen Wohnungsbeschaffung unterfallendes, Gesellschaftsproblem.  
 
Während früher „polizeilich“ gegen „Landstreicher“ vorgegangen wurde, da sie landläufig 
schon wegen ihres äußeren Erscheinungsbildes und unterstellter Straftaten sowie Bettelei als 
Gefahr für Leib und Leben anderer Bürger eingestuft wurden, wird der Obdachlose heute gerade 
in größeren Städten nicht mehr als „Störer“ betrachtet. Lediglich im Zusammenhang mit 
Großveranstaltungen wird noch in nennenswertem Umfang z. B. von der Möglichkeit des 
Platzverweises [vgl. § 52 Sicherheits- und Ordnungsgesetz (SOG M-V)] Gebrauch gemacht. 
Ebenfalls in sehr seltenen Einzelfällen kommt es noch zur ordnungsbehördlichen Einweisung 
von Wohnungslosen in privaten Wohnraum gegen den Willen Berechtigter (Beschlagnahme), 
eine Möglichkeit, der jedoch wiederum unter den Gesichtspunkten der Vermeidung von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung auf Grund der Beschlagnahme (Reaktion 
des in Anspruch genommenen) nur noch äußerst nachrangige Bedeutung zukommt. 
 
Eine Zuständigkeit der allgemeinen Ordnungsbehörden nach den §§ 1 bis 3 SOG M-V ist heute 
praktisch nur noch in den Fällen plötzlich auftretender, unvorhersehbarer Notfälle, etwa bei 
ausbrennenden Wohnungen, Gasexplosionen in Wohnhäusern oder Verkehrsunfällen mit 
Gebäudeschäden, anzunehmen. Diese Fälle werden im Allgemeinen mit der sogenannten 
Eilfallzuständigkeit umschrieben. Selbst hier werden jedoch die Kosten entsprechender 
Eilmaßnahmen in der Praxis zu Lasten des örtlichen Trägers der Sozialhilfe verbucht. Alle 
vorhersehbaren Fälle werden dementsprechend vor allem mit dem Instrumentarium des 
Bundessozialhilfegesetzes gelöst.  
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IV. Vergleiche mit anderen Bundesländern 
 
1. Alte Länder 
 
Wie dem vom Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge herausgegebenen 
Fachlexikon der sozialen Arbeit zu entnehmen ist, stieg die Zahl der Wohnungslosen in der 
Bundesrepublik gegen Ende der 80er Jahre erkennbar an. Hauptursache dafür waren deutliche 
Engpässe auf dem Wohnungsmarkt. Preiswerter Wohnraum wurde dort zu einem knappen und 
begehrten Gut, weil die Neubautätigkeit im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zurückging, 
bestehende Sozialwohnungen in großer Zahl aus der Belegungsbindung fielen und Mietwoh-
nungen zunehmend in Eigentum umgewandelt wurden. Gleichzeitig war die Zuwanderung aus 
dem Ausland in diesen Jahren überdurchschnittlich hoch. Bedingt auch durch die ungünstige 
Lage auf dem Arbeitsmarkt konkurriert heute eine steigende Zahl von Haushalten mit niedrigen 
Einkommen um eine sinkende Zahl preiswerter Wohnungen.  
 
Bereits 1987 hat deshalb der Deutsche Städtetag mit seinem Beitrag „Sicherung der 
Wohnungsversorgung in Wohnungsnotfällen und Verbesserung der Lebensbedingungen in 
sozialen Brennpunkten“7 Vorschläge zur Organisation und Ausrichtung der kommunalen Hilfen 
bei Wohnungsnot entwickelt. Dabei hat er den Begriff  der „Zentralen Fachstelle“ für Hilfen in 
Wohnungsnotlagen geprägt. Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
vereinfachung (KGSt) hat diese Vorschläge in dem KGSt-Bericht Nr. 10/1989 „Wohnungs-
sicherung und Wohnungsversorgung in Notfällen“ aufgegriffen. Auf beiden Veröffentlichungen 
baut ein zwischenzeitlich fertiggestelltes Handbuch „Zentrale Fachstellen zur Hilfe in 
Wohnungsnotfällen - ein Handbuch zur Umsetzung in den Kommunen“8 auf. Dieses Handbuch 
ist auf Initiative des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-
Westfalen entstanden und 1999 veröffentlicht worden. Es belegt, wie auf kommunaler Ebene  
 
- Wohnungs- und Sozialpolitik sinnvoll vernetzt werden können, 
- Wohnungslosigkeit bereits im Vorfeld vermieden werden kann  
- Einsparpotentiale aktiviert werden können.  
 
Der Schwerpunkt liegt auf der praktischen Umsetzung und Anwendbarkeit, d. h. es werden 
Wege aufgezeigt, wie die Kommunen ämterübergreifend die organisatorischen Voraussetzun-
gen dafür schaffen können, um von einem eher reaktiven, verwaltenden Umgang mit der 
Wohnungsnotfallproblematik zu einer aktiven, präventiven Rolle zu gelangen. Basis der 
Empfehlungen sind Erfahrungen aus zehn Jahren kommunaler Praxis. Näheres zur Grundkon-
zeption der zentralen Fachstelle ist der Anlage 4 zu entnehmen.  

                                                 
7 DST-Beiträge zur Sozialpolitik, Heft 21, Köln 1987 
8 Zentrale Fachstellen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit und Sicherung dauerhafter Wohnverhältnisse, 

Ein Praxisleitfaden für Kommunen, Herausgeber: Ministerium für Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, 
Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen, Landesarbeitsgemeinschaft der Öffentlichen und Freien 
Wohlfahrtspflege in NRW, Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt), Köln, 
1999 
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Hinsichtlich der Alt-Bundesländer ist ergänzend auf Schleswig-Holstein zu verweisen. Ende 
1992 hatte der Landtag die Landesregierung aufgefordert, einen Bericht zur Situation 
Wohnungsloser vorzulegen, verbunden mit der Frage, welche Konsequenzen die Landesregie-
rung aus den Berichtsergebnissen zu ziehen beabsichtigt.  
 
Da schlüssiges bzw. hinreichend aussagekräftiges Datenmaterial weitgehend nicht vorlag, ist 
dem auf diesem Fachgebiet tätigen Bremer Forschungsinstitut „Gesellschaft für innovative 
Sozialforschung und Sozialplanung e. V.“ (GISS) ein entsprechender Untersuchungsauftrag 
erteilt worden.  
 
Die umfänglichen GISS-Ermittlungen und Analysen wurden als Bericht unter dem Titel 
„Wohnungsnotfälle in Schleswig-Holstein - Im Spannungsfeld zwischen Sozial-, Ordnungs- und 
Wohnungspolitik“ im Sommer 1994 vorgelegt. Nach einer zeitintensiven gründlichen 
Auswertung durch die Landesregierung erfolgte im Januar 1996 die Drucklegung eines 
„Berichtes zur Wohnungsnotfallproblematik in Schleswig-Holstein“.9 Einleitend werden in der 
Veröffentlichung die Prävention, die Re-Integration sowie eine Aufzählung der Gründe für eine 
fehlende Versorgung mit Normalwohnraum hervorgehoben. Auf dieser Basis wurden zahlreiche 
Lösungsvorschläge aufgezeigt. Dazu gehören insbesondere:  
 
- Verbesserung der Information über anhängige Räumungsklagen an die zuständigen 

kommunalen Stellen, 
 
- Entwicklung und Aufbau von organisatorischen Hilfen zur Wohnungs- und Unterkunfts-

sicherung („Integrative Fachstellen“), 
 
- Hilfen zur Erlangung bzw. Erhaltung der Wohnung nach § 15a BSHG (vgl. Anlage 5), 
 
- Vermeidung von ordnungsrechtlicher Einweisung und Umwandlung öffentlich-rechtlicher 

Unterbringungsformen in normale Mietverhältnisse, 
 
- Wohnungsbau und Wohnungsbauförderung sowie 
 
- Maßnahmen zur Ausweitung von Wohnungsbelegungsrechten. 
 
 
Schlussfolgernd wurde auch für Schleswig-Holstein festgestellt, dass mit einem relativ geringen 
Mitteleinsatz immer dann äußerst effektive Ergebnisse zu verzeichnen sind, wenn es gelingt, auf 
kommunaler Ebene Aktivitäten zu bündeln. Wo teure Unterbringungsmaßnahmen mit hohen 
Folgelasten durch kostengünstigere Präventionsmaßnahmen ersetzt werden können, sind 
Entlastungen kommunaler Haushalte belegbar. 
 
 
 

                                                 
9 Bericht zur Wohnungsnotfallproblematik in Schleswig-Holstein, Ausgangslage - Lösungswege -    

Perspektiven, Herausgeber: Die Ministerin für Arbeit, Soziales, Jugend und Gesundheit des Landes    
Schleswig-Holstein, Kiel, 1996 
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2. Neue Länder 
 
In den neuen Ländern wurde der sich vollziehende Übergang von einer Wohnungs-Zuwei-
sungspolitik zu einem sich stark nach Angebot und Nachfrage regulierenden Marktgeschehen 
sozialstaatlich flankiert. Nach dem vom Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrum Berlin-
Brandenburg e. V. herausgegebenen Sozialreports 199410 hat sich die sozialstaatliche 
Intervention in diesem Zusammenhang auf drei hauptsächliche Ziele orientiert: 
 
1. Weitgehende Verhinderung der Ausgrenzung sozialer Gruppen und spezifischer Haushalte 

aus dem Wohnungsmarkt. Die entscheidenden Instrumentarien zur Erreichung des Zieles 
waren: 

 
- Kündigungsschutz von Mietern entsprechend dem Einigungsvertrag. Danach wurde eine 

Kündigung wegen Hinderung angemessener wirtschaftlicher Verwertung völlig 
ausgeschlossen. Wegen Eigenbedarfs konnte den Wohnhaushalten in aller Regel bis 
1995 ebenfalls nicht gekündigt werden.  

 
Mieterhöhungen wurden nach dem Einigungsvertrag schrittweise, unter Berücksichti-
gung der Einkommensentwicklung, vorgenommen. Für nahezu 100 % der Mieterhaus-
halte galten staatlich festgelegte Mietpreise, die durch die Vermieter nicht überschritten 
werden durften.  

 
- Für Haushalte mit niedrigem Einkommen wurden Sonderregelungen zum Wohngeld-

gesetz erlassen.  
 
2. Sicherung und mögliche Erweiterung von Zugangschancen auf dem Wohnungsmarkt bei 

Haushaltsneugründungen. Hierfür galten insbesondere folgende wohnungspolitische 
Grundsätze: 

 
- Für die kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungen galten Belegungsbindungen. 

Die Wohnberechtigung wurde überwiegend durch die Kommunen nach sozialen 
Kriterien erteilt (Wohnungsberechtigungsschein mit sozial definierter Dringlichkeit).  

 
- Anwendung von Förderrichtlinien für den Erwerb oder die Schaffung selbst genutzten 

Wohneigentums durch die privaten Haushalte: geringer Anteil an Eigenleistung, vor-
teilhafte Kreditierungsbedingungen, Familienzusatzdarlehen, steuerliche Vergünsti-
gungen, attraktive Sparformen u.a. 

                                                 
10 Ingrid Kurz-Scherf, Gunnar Winkler, SOZIALREPORT 1994, Daten und Fakten zur sozialen Lage in den 

neuen Bundesländern, SFZ/GSFP, Berlin, 1994 
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3. Schrittweise Verbesserung der qualitativen Ausstattung der Wohnungen. Die Grundlage 

bildeten Förderprogramme des Bundes und der Länder zur Instandhaltung und Moderni-
sierung. Vorrangig beinhalteten diese Programme: 

 
- steuerliche Förderung von Instandhaltung und Modernisierung, vor allem der Woh-

nungsmodernisierung durch die Mieter; 
 
- günstige Kreditbedingungen für solche Vorhaben; 
 
- Gewährung von Kostenzuschüssen. 

 
Die Einzelhaushalte wurden naturgemäß in einem unterschiedlichen Ausmaß erreicht. 
Zusammenfassend haben die Autoren der Studie jedoch festgestellt, dass die Wohnverhältnisse 
nahezu aller Haushalte in den neuen Ländern bis 1994 durch sozialstaatliche Flankierung 
finanziell gesichert werden konnten. Zugleich wurde seinerzeit auch bereits die Sorge geäußert, 
dass sich Versorgungsprobleme auf dem Wohnungsmarkt vor allem in Ballungsgebieten und bei 
preiswerten Wohnungen auch in den neuen Ländern verstärken könnten.  
 
Ergänzend kann auf einen Ergebnisbericht zweier GISS-Studien11, die in einem zweijährigen 
Forschungsprojekt, das zwischen 1995 und 1997 in Sachsen-Anhalt durchgeführt wurde, 
zurückgegriffen werden. Die Resultate der Studien sind in einem gemeinsamen Projektbericht 
zusammengefasst, der 1997 veröffentlicht wurde. Bei dem Forschungsprojekt wurde ein 
Untersuchungsansatz gewählt, bei dem die Wohnungsnotfallproblematik in Sachsen-Anhalt 
mehrdimensional analysiert und dokumentiert wurde. Der Auftrag der Studie bestand darin, 
über die Erarbeitung und Analyse gesicherter Daten zum Umfang und zur Struktur der 
Wohnungslosigkeit Grundlagen für Strategien und Konzepte zu ihrer Vermeidung und 
Behebung zu schaffen. Die Empfehlungen des Berichts bauen im Ergebnis auf den Erkennt-
nissen aus Schleswig-Holstein auf.  
 
 
V. Ausblick 
 
1. Allgemeine Hinweise 
 
Nach Auffassung der Landesregierung kann die durchschnittliche Wohnungsversorgung in 
Mecklenburg-Vorpommern auch für Menschen in kritischen Lebenslagen insgesamt gesehen als 
ausreichend betrachtet werden. Selbst für Problemgruppen bestehen ausreichende 
Möglichkeiten zur Versorgung mit angemessenem Wohnraum. Trotz der wohnungspolitischen 
Maßnahmen der letzten Jahre wird die Landesregierung in ihren Anstrengungen nicht 
nachlassen. Ihr Bemühen ist gemeinsam mit den Kommunen darauf gerichtet, gegebenenfalls 
noch vorhandene Wohnraumversorgungsdefizite weiter zu vermindern und neue zu vermeiden. 
Hierzu bedarf es auch privater Investitionen.  

                                                 
11 Busch-Geertsma, Volker; Rufstrat, Ekke-Ulf, Wohnungslosigkeit in Sachsen-Anhalt, Bielefeld, VSH Verlag 

Soziale Hilfe GmbH, 1997 
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Ergänzend ist darauf zu verweisen, dass die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
e.V. derzeit eine neue Erhebung zur Abschätzung der Zahl der in der Bundesrepublik insgesamt 
Betroffenen vorbereitet. Da eine Totalerfassung jedoch nicht realisierbar ist, sind für 
Mecklenburg-Vorpommern keine regionalisierten Daten zu erwarten.  
 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. geht von einem Frauenanteil von 
15 bis 20 % an den Wohnungslosen aus. Obdachlose Frauen sieht man weniger auf der Straße 
als vergleichsweise Männer. Viele kommen bei Freunden unter, gehen zu ihren Eltern zurück 
oder sind gezwungen, sich sexuellen Nötigungen auszusetzen. Frauen versuchen, ihre Situation 
zu verbergen, indem sie nicht auf der Straße herumstehen, sich unauffällig kleiden, ihre 
Habseligkeiten in Schließfächern aufbewahren.  
 
Auf zwei Projekte zur Betreuung von Wohnungslosigkeit betroffener Frauen soll hier 
hingewiesen werden: 
 
Sozialbetreutes Wohnen des Charisma e. V. in Rostock 
 
Der Verein hat drei 5-Raum-Wohnungen angemietet, in der jede zu betreuende Frau ein eigenes 
Zimmer bewohnt. Vorhandene Gemeinschaftsräume werden zusammen genutzt, die Miete wird 
anteilmäßig von den Frauen oder dem Sozialamt getragen. Die Aufnahme der Frauen erfolgt in 
Zusammenarbeit mit dem Sozialamt. Gemeinsam mit der Betroffenen werden erste Gespräche 
geführt, die persönliche Situation erfasst, Ursachen für bestehende Probleme aufgezeigt und 
nach Möglichkeiten gesucht, diese zu mindern oder zu beseitigen. Die Frauen und ihre Kinder 
werden dahingehend betreut, in Zusammenarbeit mit dem Sozialamt, dem Arbeitsamt und 
anderen Vereinen und Verbänden ihr Leben zu verändern und neu zu gestalten. 
 
Frauenpension - Frauen-Infoladen Schwerin 
 
Das Modellvorhaben „Hilfen für alleinstehende wohnungslose Frauen“ wurde 1994 vom 
Bundesministerium für Frauen und Jugend ausgeschrieben. Die Gleichstellungsbeauftragte der 
Landeshauptstadt Schwerin hat dazu das Konzept Frauenpension und Frauen-Infoladen 
entworfen. Es wurden in Schwerin 3-Raum-Wohnungen durch die Wohnungsgesellschaft 
Schwerin zur Verfügung gestellt, in die die Frauen einziehen konnten. Im Zentrum des Projektes 
steht, dass die Frauen den Wunsch und die Bereitschaft haben, mit eigener Initiative ihr Leben 
zu gestalten. Durch den zeitlich begrenzten Aufenthalt ist es für die Frauen wichtig, 
selbstständig zu wohnen und zu arbeiten, um sozial gefestigt im Leben zu stehen. Parallel dazu 
bietet der Frauen-Infoladen als Tagestreff eine Anlaufstelle für Frauen, die im Straßenmillieu 
leben. Sie können dort in den sanitären Einrichtungen persönlicher Hygiene nachgehen, 
Kleidungsstücke waschen usw. 
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Ergänzend zu den Maßnahmen der Landesregierung sollte genannt werden: 
 
Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte hat eine Fotoausstellung „Wohnungs- und 
obdachlose Frauen in Mecklenburg-Vorpommern“ erstellt. Diese Fotoausstellung ist als 
Wanderausstellung konzipiert und wurde im September 1998 im Volkstheater Rostock erstmals 
gezeigt. Danach war sie bereits in Ludwigslust, Schwerin, in Wolgast und wird demnächst in 
Bergen zu sehen sein. Mit der Fotodokumentation will die Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte der Landesregierung auf weibliche Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
aufmerksam machen. Dazu hat die Fotografin Claudia Thoelen Frauen in diesen Situationen 
fotografiert. Darüber hinaus sollten Beratungs- und Hilfsangebote vorgestellt und gezeigt 
werden, wie notwendig es ist, bezüglich der Wohnungslosigkeit von Männern und Frauen 
präventiv zu arbeiten. Voraussetzung ist dafür jedoch eine geschlechtsdifferenzierte 
Bedarfsermittlung und Wohnungsnotfallstatistik. Die Belange von wohnungslosen Frauen und 
ihren Kindern müssen bei der Weiterentwicklung der örtlichen Hilfsangebote stärker 
berücksichtigt werden.  
 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat außerdem ein For-
schungsprojekt zum Thema „Wohnungslosenpolitik in anderen EU-Ländern - Übertragbarkeit 
von Konzepten und Maßnahmen auf Deutschland“ in Auftrag gegeben. Mit der Auswahl, 
Dokumentation und Bewertung geeigneter Beispiele aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sollen der Fachdiskussion in Deutschland zusätzliche Anstöße gegeben 
werden, um das Spektrum der Maßnahmen zur Bekämpfung der Wohnungslosigkeit zu 
erweitern. Die praktische Übertragbarkeit beispielhafter Handlungsansätze und Maßnahmen 
steht dabei im Vordergrund. So sollen ca. 12 innovative Beispiele aus 6 Ländern genauer 
untersucht und dargestellt werden, wobei sowohl Einzelprojekte als auch Kooperationsver-
bände, Förderprogramme, Beispiele aus der Gesetzgebung etc. Berücksichtigung finden  
werden. Durchgeführt wird das Projekt von der Gesellschaft für Innovative Sozialforschung und 
Sozialplanung e.V. (GISS) in Bremen. Soweit bekannt, sollen die Erkenntnisse bis zum Ende 
des Jahres 2000 vorliegen.  
 
Nach jüngsten Schätzungen des Statistischen Bundesamtes stehen aktuellen Pressemeldungen 
zufolge in den neuen Ländern fast 1 Mio. Wohnungen leer. Vor fünf Jahren belief sich die 
Anzahl auf schätzungsweise rd. 456.000 Wohnungen. Mit ca. 13 % ist die aktuelle Leerstands-
quote hier damit gut doppelt so hoch wie in den alten Ländern. Gleichzeitig sind in den neuen 
Ländern jedoch noch rd. 600.000 Wohnungen sanierungsbedürftig.  
 
Dies will die Bundesregierung zum Anlass nehmen, mit gezielten Maßnahmen gegen den 
steigenden Wohnungsleerstand in Ostdeutschland vorzugehen. Dazu hat der Bundesbauminister 
am 22. Februar 2000 eine 17-köpfige Expertenkommission berufen. Der Bundesbauminister 
erwartet, dass die eingesetzte Kommission schon bis zum Herbst regional differenzierte und 
finanzierbare Lösungen zur Wohnungsleerstandsproblematik erarbeitet.  
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2. Möglichkeiten weiterer Maßnahmen des Landes und der Kommunen 
 
Wohnungssuchende finden gegenwärtig in Mecklenburg-Vorpommern einen relativ entspannten 
Wohnungsmarkt vor. Preiswerter Wohnraum ist ausreichend vorhanden. Die unerwünschten 
Folgen von Zwangseinweisungen betreffen landesweit nur äußerst wenige Fälle. Im Ergebnis 
hält es die Landesregierung nicht für angebracht, zusätzliche Wohnungsbauprogramme zu 
initiieren bzw. Forschungsprojekte auszuschreiben.  
 
Vielmehr steht der kommunalen Selbstverwaltung bereits heute ein breites Spektrum von 
Maßnahmen zur Vermeidung und Behebung der Wohnungslosigkeit zur Verfügung. Bund und 
Land bleiben jedoch aufgefordert, gegebenenfalls Rahmenbedingungen zu verbessern sowie 
Anreize dafür zu geben, ohne lokale oder regionale Entwicklungen zu stören.  
 
Deshalb hält die Landesregierung insbesondere folgende Maßnahmen für angezeigt: 
 
- Verbesserung von Aufklärung, Beratung und Auskunft über die bestehenden Systeme der 

sozialen Sicherung einschließlich der Verbesserung der Inanspruchnahme von Soziallei-
stungen (insbesondere Lohnersatzleistungen, Wohngeld usw.). Ein gutes Beispiel entspre-
chender kommunaler Aktivitäten ist der Anlage 6 zu entnehmen.  

 
- Anschub einer Diskussion unter Einbeziehung der Kommunalen Spitzenverbände zur 

Förderung integrierter Gesamtkonzepte („Fachstellenprinzip“) zur Organisation von Hilfen 
in Wohnungsnotfällen. In diesem Zusammenhang sollte auch die Notwendigkeit des 
verstärkten Angebotes aufsuchender Hilfen erörtert werden. 

 
- Fortsetzung der gegenwärtigen Wohnungspolitik-/Wohnungsbauprogramme. 
 
- Bundesrechtliche Ausweitung des Personenkreises, für den eine Informationsweitergabe 

durch die Gerichte zur frühzeitigen Erkennung der Problemlage sowie zur Verbesserung 
der Datenlage bei drohender Wohnungslosigkeit bedeutsam ist. 

 
- Weiterentwicklung der Schuldnerberatung. 
 
- Fortsetzung der aktiven Arbeits- und Wirtschaftspolitik, d. h. Verbesserungen in den der 

Sozialhilfe vorgelagerten Bereichen. 
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VI. Anlagen 
 
 
Anlage 1 Fragebogen für den Bericht zur Vermeidung und Behebung von Wohnungslosigkeit 

(Muster) 
 
Anlage 2 Fragebogen für den Bericht zur Vermeidung und  Behebung von Wohnungslosig-

keit (Darstellung aller Landkreise und kreisfreien Städte in M-V) 
 
Anlage 3 Runderlass der Sozialabteilung „Art und Umfang der Hilfemaßnahmen bei der 

Gewährung von Hilfe nach § 72 BSHG durch das Land M-V“ 
 
Anlage 4 Praxisleitfaden für Kommunen 
 „Zentrale Fachstellen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit und Sicherung 

dauerhafter Wohnverhältnisse“ 
 
Anlage 5 Bericht zur Wohnungsnotfallproblematik in Schleswig-Holstein, Ausgangslage, 

Lösungswege-Perspektiven, Herausgeber: Die Ministerin für Arbeit, Soziales, 
Jugend und Gesundheit des Landes Schleswig-Holstein, Kiel, 1996 

 
Anlage 6 VO über die Festlegung von Belegungsbindungen im Wohnungsbestand in der 

Hansestadt Wismar 
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